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Gesetzentwurf der Staatsregierung Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft, 
Hochschule, Medien, Kultur und Tourismus 

Gesetz zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im 
Freistaat Sachsen 

Gesetz zur Stärkung der ärztlichen Versorgung und 
der verfassten Studentenschaft im Freistaat Sachsen 

Vom … Vom … 

Der Sächsische Landtag hat am … das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Der Sächsische Landtag hat am … das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 Artikel 1 

Gesetz zur Sicherstellung der ärztlichen Versor-
gung in ländlichen und anderen Bedarfsgebieten 

im Freistaat Sachsen 

Gesetz zur Sicherstellung der ärztlichen Versor-
gung in ländlichen und anderen Bedarfsgebieten 

im Freistaat Sachsen 

(Sächsisches Landarztgesetz – SächsLArztG) (Sächsisches Landarztgesetz – SächsLArztG) 

§ 1 § 1 

Bedarfsgebiete Bedarfsgebiete 

Die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen legt Bedarfsgebiete 
fest gemäß den aktuellen Feststellungen des Landesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen Sachsen nach § 100 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Absatz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Ge-
setzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 15 Ab-
satz 30 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S.882) geändert wor-
den ist. 

Die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen legt Bedarfsgebiete 
fest gemäß den aktuellen Feststellungen des Landesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen Sachsen nach § 100 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Absatz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Ge-
setzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2a des 
Gesetzes vom 28. Mai 2021 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist. 
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§ 2 § 2 

Zulassung Zulassung 

(1) Bewerber mit einer Hochschulzugangsberechtigung für Me-
dizin können zum Studium der Medizin im Rahmen der Vorabquote 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Staatsvertrages über 
die Hochschulzulassung vom 4. April 2019 (SächsGVBl. S. 589) zu-
gelassen werden, wenn sie 

(1) Bewerberinnen und Bewerber mit einer Hochschulzu-
gangsberechtigung für Medizin können zum Studium der Medizin im 
Rahmen der Vorabquote gemäß Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung vom 4. April 2019 
(SächsGVBl. S. 589) zugelassen werden, wenn sie 

1. im Auswahlverfahren nach § 3 ausgewählt wurden und 1. u n v e r ä n d e r t  

2. sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag dem Freistaat Sach-
sen gegenüber verpflichtet haben, 

2. sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag dem Freistaat Sach-
sen gegenüber verpflichtet haben, 

a) unverzüglich nach Erhalt der Approbation eine Weiterbildung 
im Freistaat Sachsen zu absolvieren, die nach § 73 Ab-
satz 1a Satz 1 Nummer 1 oder 3 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch zur Teilnahme an der hausärztlichen Versorgung 
berechtigt, 

a) nach Abschluss des Studiums eine Weiterbildung im Frei-
staat Sachsen zu absolvieren, die nach § 73 Absatz 1a Satz 
1 Nummer 1 oder 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
zur Teilnahme an der hausärztlichen Versorgung berechtigt, 

b) unverzüglich nach Abschluss der Weiterbildung eine ver-
tragsärztliche Tätigkeit mit einem vollen Versorgungsauftrag 
in einem Bedarfsgebiet nach § 1 aufzunehmen, oder, sofern 
zu diesem Zeitpunkt kein Bedarfsgebiet festgestellt wurde, 
sich ernsthaft um die Aufnahme einer vertragsärztlichen Tä-
tigkeit im Freistaat Sachsen zu bemühen, und 

b) unverzüglich nach Abschluss der Weiterbildung eine ver-
tragsärztliche Tätigkeit in einem Bedarfsgebiet nach § 1 auf-
zunehmen, und 

c) für die Dauer von zehn Jahren eine vertragsärztliche Tätig-
keit mit einem vollen Versorgungsauftrag an einem Vertrags-
arztsitz in Bedarfsgebieten nach § 1 auszuüben.  

c) für die Dauer von zehn Jahren eine vertragsärztliche Tätig-
keit an einem Vertragsarztsitz in Bedarfsgebieten nach § 1 
auszuüben. 
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(2) Der Verpflichtete kann nach Erhalt der Approbation und vor 
Beginn der Weiterbildung einen Antrag auf Änderung der Facharzt-
richtung bei der zuständigen Stelle stellen, wenn ein entsprechendes 
Bedarfsgebiet nach § 1 besteht. 

(2) Die oder der Verpflichtete kann nach Erhalt der Approbation 
und bis zu zwölf Monate nach Beginn der Weiterbildung einen An-
trag auf Änderung der Facharztrichtung in Abweichung von Absatz 
1 Nummer 2 Buchstabe a) bei der zuständigen Stelle stellen, wenn 
ein entsprechendes Bedarfsgebiet nach § 1 besteht. 

(3) Die Einhaltung der Verpflichtungen nach Absatz 1 Nummer 2 
wird mit einer Vertragsstrafe nach Maßgabe des § 4 abgesichert. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 3 § 3 

Auswahlverfahren Auswahlverfahren 

(1) Die zuständige Stelle trifft die Auswahl unter den Bewerbern. 
Zur Erreichung des Versorgungsziels werden diejenigen Bewerber 
ausgewählt, deren besondere fachliche und persönliche Eignung so-
wie Motivation eine positive Prognose für ihre Studieneignung und 
spätere Berufstätigkeit in der vertragsärztlichen Versorgung in Be-
darfsgebieten bietet. 

(1) Die zuständige Stelle trifft die Auswahl unter den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern. Zur Erreichung des Versorgungsziels werden 
diejenigen Bewerberinnen und Bewerber ausgewählt, deren beson-
dere fachliche und persönliche Eignung sowie Motivation eine positive 
Prognose für ihre Studieneignung und spätere Berufstätigkeit in der 
vertragsärztlichen Versorgung in Bedarfsgebieten bietet. 

(2) Zur Auswahl wird ein zweistufiges Verfahren durchgeführt. In 
der ersten Stufe werden vergeben: 

(2) Zur Auswahl wird ein zweistufiges Verfahren durchgeführt. In 
der ersten Stufe werden vergeben: 

1. bis zu 20 Punkte für die in der Hochschulzugangsberechtigung 
ausgewiesene Durchschnittsnote, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. bis zu 40 Punkte für das Ergebnis eines strukturierten fachspezi-
fischen Studierfähigkeits- und Berufseignungstests, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. bis zu 20 Punkte für eine einschlägige abgeschlossene Berufs-
ausbildung, 

3. bis zu 20 Punkte für eine einschlägige abgeschlossene Berufs-
ausbildung oder für ein einschlägiges abgeschlossenes Stu-
dium, 
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4. bis zu zehn Punkte für die Dauer einer einschlägigen Berufstätig-
keit, von der maximal zwei Jahre berücksichtigungsfähig sind, 
und 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. bis zu zehn Punkte für eine mindestens einjährige und einschlä-
gige Tätigkeit nach einem Freiwilligendienstgesetz oder dem Zi-
vildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2005 (BGBl. I S. 1346), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert worden ist. 

5. bis zu zehn Punkte für eine mindestens einjährige einschlägige 
Tätigkeit nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. 
April 2011 (BGBl. I S. 687), das zuletzt durch Artikel 50 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert 
worden ist, nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 
16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842), das zuletzt durch Artikel 47 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert 
worden ist, oder nach dem Zivildienstgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2652) geändert worden ist, in den jeweils geltenden Fassun-
gen, oder eine mindestens zweijährige aktive Ausübung ei-
ner ehrenamtlichen Tätigkeit, die über die besondere Eig-
nung für den Studiengang Medizin Aufschluss gibt. 

In der zweiten Stufe wird ein strukturiertes und standardisiertes Aus-
wahlverfahren durchgeführt, zu dem doppelt so viele Bewerber einge-
laden werden, wie Studienplätze im Rahmen der Vorabquote zu be-
setzen sind. Eingeladen werden die nach dem Ergebnis der ersten 
Stufe des Auswahlverfahrens punktbesten Bewerber. Die Ranglisten 
der ersten und zweiten Stufe fließen jeweils mit einer Gewichtung von 
50 Prozent in eine abschließende Rangliste ein. 

In der zweiten Stufe wird ein gesprächsbasiertes, strukturiertes und 
standardisiertes Auswahlverfahren durchgeführt, zu dem doppelt so 
viele Bewerberinnen und Bewerber eingeladen werden, wie Studien-
plätze im Rahmen der Vorabquote zu besetzen sind. Eingeladen wer-
den die nach dem Ergebnis der ersten Stufe des Auswahlverfahrens 
punktbesten Bewerberinnen und Bewerber. Die Ranglisten der ers-
ten und zweiten Stufe fließen jeweils mit einer Gewichtung von 
50 Prozent in eine abschließende Rangliste ein. 
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§ 4 § 4 

Vertragsstrafe und besondere Härte Vertragsstrafe und besondere Härte 

(1) Die Bewerber verpflichten sich in einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zu einer Vertragsstrafe in Höhe von 250 000 Euro, die zur 
Zahlung fällig wird, wenn sie einer ihrer Verpflichtungen gemäß § 2 
Absatz 1 Nummer 2 nicht nachkommen. 

(1) Die Bewerberinnen und Bewerber verpflichten sich in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Vertrag zu einer Vertragsstrafe in Höhe von 
250 000 Euro, die zur Zahlung fällig wird, wenn sie einer ihrer Ver-
pflichtungen gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 nicht nachkommen. 

(2) Die zuständige Stelle ist befugt, im Fall einer besonderen 
Härte nachträglich 

(2) Die zuständige Stelle ist befugt, im Fall einer besonderen 
Härte nachträglich 

1. den Umfang und die Dauer des Versorgungsauftrags abweichend 
von den Verpflichtungen gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 zu ver-
einbaren sowie 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. auf Antrag von der Vertragsstrafe ganz, teilweise oder zeitweise 
abzusehen. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Eine besondere Härte liegt insbesondere vor, wenn in der Person des 
Vertragspartners liegende besondere soziale, gesundheitliche oder 
familiäre Gründe die Erfüllung der Verpflichtungen unzumutbar ma-
chen. 

Eine besondere Härte liegt insbesondere vor, wenn in der Person  der 
Vertragspartnerin oder des Vertragspartners liegende besondere 
soziale, gesundheitliche oder familiäre Gründe die Erfüllung der Ver-
pflichtungen unzumutbar machen. 
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§ 5 § 5 

Evaluation Evaluation 

Die Grundannahmen, Umsetzung und Wirkungen dieses Geset-
zes, insbesondere die Bewerberauswahl, die Einhaltung der vertrag-
lichen Verpflichtungen und die Steuerung der Bewerbungen um Ver-
tragsarztsitze, werden ab Januar 2026 jährlich evaluiert. 

(1) Die Grundannahmen, Umsetzung und Wirkungen dieses 
Gesetzes, insbesondere die Entwicklung der Bedarfsgebiete, die 
Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber, die Einhaltung der 
vertraglichen Verpflichtungen und die Steuerung der Bewerbungen 
um Vertragsarztsitze, werden ab Januar 2025 jährlich evaluiert. Die 
Staatsregierung unterrichtet den Landtag jeweils bis zum 30. 
Juni eines Jahres über die Evaluation und über die Erfahrungen 
mit diesem Gesetz. 

 (2)  Auf der Grundlage der Unterrichtung in 2033 entschei-
det der Landtag bis zum 31. Dezember 2033 über eine Fortset-
zung, eine Änderung oder ein Außerkrafttreten des Gesetzes. 

§ 6 § 6 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

Das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt bestimmt durch Rechtsverordnung die zuständige Stelle 
für den Vollzug der §§ 1 bis 5 und das Nähere zu: 

Das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt bestimmt durch Rechtsverordnung die zuständige Stelle 
für den Vollzug der §§ 1 bis 5 und das Nähere zu: 

1. der formellen und inhaltlichen Ausgestaltung des Bewerbungs-
verfahrens nach § 2 Absatz 1, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. dem Abschluss und Vollzug des öffentlich-rechtlichen Vertrags 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 2, 

2. dem Abschluss und Vollzug des öffentlich-rechtlichen Vertrags 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und der Berücksichtigung von 
besonderen sozialen, gesundheitlichen oder familiären 
Gründen bei der eine vertragsärztliche Tätigkeit in Teilzeit 
zugelassen werden kann, 

3. der Bedarfsfeststellung nach § 1 und der Änderung der Facharzt-
richtung nach § 2 Absatz 2, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der formellen und inhaltlichen Ausgestaltung des Auswahlverfah-
rens nach § 3, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. der Vollstreckung der Vertragsstrafe nach § 4 Absatz 1 und der 
Annahme von besonderen Härtefällen nach § 4 Absatz 2 sowie 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. der Evaluation nach § 5. 6. u n v e r ä n d e r t  

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Sächsischen Hochschulfreiheitsge-
setzes 

Änderung des Sächsischen Hochschulfreiheitsge-
setzes 

Das Sächsische Hochschulfreiheitsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 3), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (Sächs-
GVBl. S. 731) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Sächsische Hochschulfreiheitsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 3), das zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 (SächsGVBl. S. 578) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 24 Absatz 1 werden die Sätze 3 bis 5 aufgehoben. 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Dem § 114 wird folgender Absatz 24 angefügt: 2. Dem § 114 wird folgender Absatz 24 angefügt: 8
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„(24) Für Studierende, die nach § 24 Absatz 1 Satz 3 des 
Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 3), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 
(SächsGVBl. S. 731) geändert worden ist, bis zum 31. März 2021 
aus der verfassten Studentenschaft ausgetreten sind, gilt der 
Austritt fort. Diese Studierenden können in die verfasste Studen-
tenschaft wieder eintreten. Der Wiedereintritt ist schriftlich mit der 
Rückmeldung zu erklären. Die Studierenden, die nach dem 
31. März 2021 ihren Austritt nach der in Satz 1 genannten Vor-
schrift wirksam erklärt haben, werden mit Beginn des Semesters, 
das auf den [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Mantel-
gesetzes] folgt, wieder Mitglied der verfassten Studentenschaft. 

„(24) Für Studenten, die nach § 24 Absatz 1 Satz 3 in der am 
28. September 2021 geltenden Fassung bis zum 31. März 2021 
aus der verfassten Studentenschaft ausgetreten sind, gilt der 
Austritt fort. Diese Studenten können in die verfasste Studenten-
schaft wieder eintreten. Der Wiedereintritt ist schriftlich mit der 
Rückmeldung zu erklären. Die Studenten, die nach dem 31. 
März 2021 ihren Austritt nach der in Satz 1 genannten Vorschrift 
wirksam erklärt haben, werden zum Sommersemester 2022 
wieder Mitglied der verfassten Studentenschaft.“ 

Artikel 3 Artikel 3 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 29. September 2021 in 
Kraft. 
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Bericht des Ausschusses für Wissenschaft, Hochschule, Medien, Kultur und  
Tourismus 
 
 
I. Beratungsverfahren 
 
Der Gesetzentwurf der Staatsregierung, Drucksache 7/6673 „Gesetz zur Stärkung der 
ärztlichen Versorgung im Freistaat Sachsen“ wurde am 15. Juni 2021 federführend an 
den Ausschuss für Wissenschaft, Hochschule, Medien, Kultur und Tourismus (AWK) und 
zur Mitberatung an den Haushalts- und Finanzausschuss sowie den Ausschuss für Sozi-
ales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt überwiesen. Zur Drucksache lagen den Ab-
geordneten die Hinweise des Parlamentarischen Dienstes zur formalen Vorprüfung des 
Gesetzentwurfes vor. Am 5. Juli 2021 fand zu diesem Gesetzentwurf sowie zum Gesetz-
entwurf der AfD, Drs 7/1941, eine öffentliche Anhörung statt.   
 
Zur abschließenden Beratung in der 14. Sitzung am 13. September 2021 wurde seitens 
der Koalitionsfraktionen ein Änderungsantrag eingebracht (Anlage 1). Zu dieser Beratung 
hatten die mitberatenden Ausschüsse noch nicht getagt. Daher wurde der Beschluss des 
AWK unter Vorbehalt gefasst. Die Stellungnahmen des Haushalts- und Finanzausschus-
ses sowie des Ausschusses für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt sehen 
ebenfalls ein zustimmendes Votum vor (Anlage 2 und 3). Zum Berichterstatter gegenüber 
dem Plenum bestimmte der Ausschuss den Abgeordneten Franz Sodann.  
 
 
II. Beratungsverlauf und -ergebnisse 
 
Ein Abgeordneter der CDU-Fraktion brachte den Änderungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen ein und führte aus, dass die durchgeführte Anhörung mittel- und langfristig eine dra-
matische Situation der ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum verdeutlicht habe. Da-
bei hob er hervor, dass neben dem Bereich der Allgemeinmedizin weitere fachärztliche 
Bereiche betroffen seien. Er verwies dabei auf ähnliche Entwicklungen in anderen Bun-
desländern und deren Überlegungen nach Maßnahmen, dieser Entwicklung entgegen-
steuern zu können. Dieser Gesetzentwurf und die darin enthaltene Landarztquote könne 
dazu dienen, die ärztliche Versorgung im Freistaat Sachsen sicherzustellen. Durch den 
Änderungsantrag sollten die Zugangsvoraussetzungen dahingehend ergänzt werden, 
dass beispielsweise auch eine ehrenamtliche Tätigkeit, die in besonderer Weise für einen 
medizinischen Beruf qualifiziere, berücksichtigt werde. Darüber hinaus seien Klarstellun-
gen zu Weiterbildungen und zu Teilzeitmöglichkeiten im Sinne einer Ausnahmeregelung 
getroffen worden. Er erörterte die Notwendigkeit von Teilzeitmodellen im ländlichen 
Raum im Hinblick auf besondere Lebenslagen, wie die Pflege von Angehörigen oder die 
Kindererziehung. Diese Teilzeitmodelle sollten für die zukünftigen Landärzte möglich 
sein. Ergänzend wies er auf die Klarstellung zum Auswahlverfahren hin, indem die zweite 
Stufe des Auswahlverfahrens gesprächsbasiert stattfinden solle. Dabei sei es wichtig her-
auszufinden, wer für eine solch fordernde Aufgabe eines Landarztes geeignet sei und 
wer schließlich eine Unterstützung im Medizinstudium erhalte. Er bat um Zustimmung.  
 
Ein Abgeordneter der AfD-Fraktion führte eingangs aus, dass das Verfahren der Bewer-
bergespräche für schwierig gehalten werde. Hinsichtlich des Verlassens der verfassten 
Studentenschaft erwiderte er, dass die AfD-Fraktion die Austrittsmöglichkeit beibehalten 
wolle und hinterfragte, weshalb dies nun nach acht Jahren aufgegeben werde. Er bat aus 
diesem Grund um artikelweise Abstimmung.   
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Eine Sprecherin der Fraktion DIE LINKE erinnerte an ihre kritische Äußerung gegenüber 
einer Landarztquote sowie an die kritischen Positionen in der Anhörung. Sie führte aus, 
dass eine Landarztquote grundsätzlich nichts an den strukturellen Problemen und Rah-
menbedingungen im ländlichen Raum ändern werde. Als beispielshafte Argumente ge-
gen eine solche Quote nannte sie die schlechte Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die 
Bürokratie oder die finanzielle Belastung bei Niederlassungen. Sie begrüßte hingegen 
die Stärkung der verfassten Studierendenschaft, indem die Austrittsoption zurückgenom-
men werde. Sie wies darauf hin, dass es sich hierbei erneut um eine kleine Änderung am 
Hochschulfreiheitsgesetz handle, die große und angekündigte Novelle für das Jahr 2020 
jedoch immer noch ausbliebe. Sie appellierte an die Staatsregierung, diese im Koalitions-
vertrag angekündigte Novelle zeitnah zu erarbeiten. Abschließend beantragte sie eben-
falls die artikelweise Abstimmung.  
 
Ein Sprecher der Fraktion BÜNDNISGRÜNE schloss sich den Ausführungen des Abge-
ordneten der CDU-Fraktion an. Er ging anschließend auf die Wichtigkeit der verfassten 
Studierendenschaft in Sachsen ein und sprach sich für die Rücknahme der Austrittsop-
tion aus. Er führte aus, dass die verfasste Studierendenschaft als starker Partner ge-
braucht werde, da sie ein großes Beratungsangebot der studentischen Belange bieten 
und sich hochschulpolitisch engagierten würde. Er erinnerte dabei an die Mitwirkung bei 
der Einführung des Semestertickets.  
 
Ein Abgeordneter der SPD-Fraktion kündigte ein zustimmendes Votum seiner Fraktion 
an. Er stellte jedoch fest, dass neben diesem Instrument auch andere Maßnahmen be-
dacht werden müssten.  
 
Der Staatsminister für Wissenschaft erwiderte hinsichtlich der Aussagen zur Novelle des 
Hochschulfreiheitsgesetzes, dass es sich um ein sehr komplexes Gesetzgebungsvorha-
ben handle, welches in großer Detailtiefe erarbeitet werden müsse. Er begründete die zeit-
liche Verzögerung mit der bedeutsamen Kommunikation mit den vielen Beteiligten, deren 
Interessenlagen unter anderem bei der Anhörung abgebildet werden konnten. Er kündigte 
die Erarbeitung eines entsprechenden Entwurfes bis zum Herbst dieses Jahres an.  
 
Nach Abschluss der Aussprache ließ die Ausschussvorsitzende über den Änderungsan-
trag der Staatsregierung artikelweise abstimmen:  
 
Überschrift:    11 / 0 / 8 
Artikel I    11 / 0 / 8 
Artikel II   13 / 5 / 1 
Artikel III    11 / 0 / 8 
 
Der Änderungsantrag in Gänze wurde vom Ausschuss mit einem Votum von  
11 / 0 / 8 Stimmen angenommen.  
 
Anschließend brachte sie den geänderten Gesetzentwurf artikelweise zur Abstimmung:  
 
Artikel I    11 / 2 / 6 
Artikel II    13 / 6 / 0 
Artikel III    11 / 0 / 8  
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Der geänderte Gesetzentwurf in Gänze wurde vom Ausschuss mit einem Votum von  
11 / 0 / 8 Stimmen angenommen.  
 
Damit empfiehlt der Ausschuss für Wissenschaft, Hochschule, Medien, Kultur und Tou-
rismus dem Landtag die Annahme des Gesetzentwurfes der Staatsregierung, Drucksa-
che 7/6673, „Gesetz zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im Freistaat Sachsen“ in der 
vom Ausschuss beschlossenen Fassung.  
 
 
 
 
 
gez. Dr. Claudia Maicher gez. Franz Sodann 
Ausschussvorsitzende  Berichterstatter  
 
 
Anlagen 
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Sächsischer Landtag 
7. Wahlperiode 

 zu Drs 7/6673 
 
 

Änderungsantrag 
 
 
der  Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD 
  
 
zu  Drs 7/6673 
 
 
Thema: Gesetz zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im Freistaat Sachsen 
 
Der Ausschuss für Wissenschaft, Hochschule, Medien, Kultur und Tourismus möge 
beschließen, dem Landtag zu empfehlen, den Entwurf des Gesetzes zur Stärkung der 
ärztlichen Versorgung im Freistaat mit folgenden Änderungen anzunehmen: 
 
 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gesetz zur Stärkung der ärztlichen Versorgung und der verfassten 

Studentenschaft im Freistaat Sachsen“ 

 

2. Artikel 1 wird wie folgt geändert:  

a) In § 1 werden die Wörter „das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 30 des Gesetzes 

vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S.882)“ durch die Wörter „das zuletzt durch Artikel 2a 

des Gesetzes vom 28. Mai 2021 (BGBl. I S. 1174)“ ersetzt. 

 

b) § 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die 

Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

 
 
 
Dresden, 9. September 2021 
 
 
 
 

   
Oliver Fritzsche, MdL Thomas Löser, MdL Holger Mann, MdL 
CDU-Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN SPD-Fraktion 

ANLAGE 1
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bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag dem Freistaat 

Sachsen gegenüber verpflichtet haben, 

a) nach Abschluss des Studiums eine Weiterbildung im 

Freistaat Sachsen zu absolvieren, die nach § 73 

Absatz 1a Satz 1 Nummer 1 oder 3 des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch zur Teilnahme an der 

hausärztlichen Versorgung berechtigt, 

b) unverzüglich nach Abschluss der Weiterbildung eine 

vertragsärztliche Tätigkeit in einem Bedarfsgebiet nach 

§ 1 aufzunehmen, und 

c) für die Dauer von zehn Jahren eine vertragsärztliche 

Tätigkeit an einem Vertragsarztsitz in Bedarfsgebieten 

nach § 1 auszuüben.“ 

 

bb) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die oder der Verpflichtete kann nach Erhalt der Approbation 

und bis zu zwölf Monate nach Beginn der Weiterbildung einen Antrag auf 

Änderung der Facharztrichtung in Abweichung von Absatz 1 Nummer 2 

Buchstabe a) bei der zuständigen Stelle stellen, wenn ein 

entsprechendes Bedarfsgebiet nach § 1 besteht.“ 

 

c) § 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerbern“ durch die Wörter 

„Bewerberinnen und Bewerbern“ ersetzt. 

bbb) In Satz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter 

„Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

 

bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In der ersten Stufe werden vergeben: 

1. bis zu 20 Punkte für die in der 

Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesene 

Durchschnittsnote, 

2. bis zu 40 Punkte für das Ergebnis eines strukturierten 

fachspezifischen Studierfähigkeits- und 

Berufseignungstests, 

3. bis zu 20 Punkte für eine einschlägige abgeschlossene 

Berufsausbildung oder für ein einschlägiges 

abgeschlossenes Studium, 

4. bis zu zehn Punkte für die Dauer einer einschlägigen 

Berufstätigkeit, von der maximal zwei Jahre 

berücksichtigungsfähig sind, und 

5. bis zu zehn Punkte für eine mindestens einjährige 
einschlägige Tätigkeit nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687), das zuletzt durch Artikel 50 des Gesetzes vom 12. 
Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert worden ist, 
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nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 
2008 (BGBl. I S. 842), das zuletzt durch Artikel 47 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) 
geändert worden ist, oder nach dem Zivildienstgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 
(BGBl. I S. 1346), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert 
worden ist, in den jeweils geltenden Fassungen, oder eine 
mindestens zweijährige aktive Ausübung einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit, die über die besondere Eignung 
für den Studiengang Medizin Aufschluss gibt.“ 

bbb) In Satz 3 wird nach den Wörtern „wird ein“ das Wort 

„gesprächsbasiertes,“ eingefügt und das Wort „Bewerber“ durch 

die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

ccc) In Satz 4 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter 

„Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

 

d) § 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen 

und Bewerber“ ersetzt. 

 

bb) In Absatz 2 Satz 2 werden vor den Wörtern „des Vertragspartners“ die 

Wörter „der Vertragspartnerin oder“ eingefügt. 

 

e) § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 

Evaluation 

(1) Die Grundannahmen, Umsetzung und Wirkungen dieses Gesetzes, 

insbesondere die Entwicklung der Bedarfsgebiete, die Auswahl der 

Bewerberinnen und Bewerber, die Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen 

und die Steuerung der Bewerbungen um Vertragsarztsitze, werden ab Januar 

2025 jährlich evaluiert. Die Staatsregierung unterrichtet den Landtag jeweils bis 

zum 30. Juni eines Jahres über die Evaluation und über die Erfahrungen mit 

diesem Gesetz. 

(2) Auf der Grundlage der Unterrichtung in 2033 entscheidet der Landtag 

bis zum 31. Dezember 2033 über eine Fortsetzung, eine Änderung oder ein 

Außerkrafttreten des Gesetzes.“ 

 

f) § 6 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. dem Abschluss und Vollzug des öffentlich-rechtlichen Vertrags nach § 2 

Absatz 1 Nummer 2 und der Berücksichtigung von besonderen sozialen, 

gesundheitlichen oder familiären Gründen bei der eine vertragsärztliche 

Tätigkeit in Teilzeit zugelassen werden kann,“. 
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3. Artikel 2 wird wie folgt geändert:  

a) Im Eingangssatz werden die Wörter „das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 

vom 17. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 731) geändert worden ist“ durch die 

Wörter „das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 

(SächsGVBl. S. 578) geändert worden ist“ ersetzt. 

 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. Dem § 114 wird folgender Absatz 24 angefügt: 

„(24) Für Studenten, die nach § 24 Absatz 1 Satz 3 in der am 

28. September 2021 geltenden Fassung bis zum 31. März 2021 aus der 

verfassten Studentenschaft ausgetreten sind, gilt der Austritt fort. Diese 

Studenten können in die verfasste Studentenschaft wieder eintreten. Der 

Wiedereintritt ist schriftlich mit der Rückmeldung zu erklären. Die Studenten, die 

nach dem 31. März 2021 ihren Austritt nach der in Satz 1 genannten Vorschrift 

wirksam erklärt haben, werden zum Sommersemester 2022 wieder Mitglied der 

verfassten Studentenschaft.“‘ 

 

4. In Artikel 3 werden die Wörter „am Tag nach der Verkündung“ durch die Wörter 

„mit Wirkung vom 29. September 2021“ ersetzt. 

 

 

 

Begründung: 

 

zu 1.: Die Überschrift des Artikelgesetzes wird um den Aspekt der verfassten 
Studentenschaft (Artikel 2) ergänzt. 

 

zu 2.: In Auswertung der Sachverständigenanhörung am 5. Juli 2021 sowie unter 
Berücksichtigung der Hinweise des juristischen Dienstes werden Änderungen am 
SächsLArztG (Artikel 1) vollzogen. Im Einzelnen: 

zu 2. a) Redaktionelle Änderung auf Hinweis des juristischen Dienstes. 

Zu 2. b) Neben redaktionellen Änderungen werden Hinweise aus der Anhörung durch 
Neufassung von § 2 Absatz 1 Nummer 2 umgesetzt. So soll die Weiterbildung nach 
Abschluss des Studiums und nicht erst nach Erhalt der Approbation absolviert werden, um 
einen zeitnahen Fortgang der Ausbildung abzusichern. Generell wird von der Erfüllung 
eines vollen Versorgungsauftrags ausgegangen, wobei den Empfehlungen der 
Sachverständigen folgend, eine Teilzeit in besonders begründeten Fällen ermöglicht 
werden soll. Durch Umformulierungen in Nummer 2 Buchstabe b) und c) sowie in 
Verbindung mit der Erweiterung der Verordnungsermächtigung wird diesem Ziel 
nachgekommen. Zudem wird die Passage für den Fall, dass kein Bedarfsgebiet besteht, 
gestrichen, da in diesem Fall kein Eingriff in die Berufswahlfreiheit zu rechtfertigen wäre 
und das Gesetz grundsätzlich auf den Prüfstand zu stellen wäre. In § 2 Absatz 2 wird das 
zeitliche Fenster für einen möglichen Wechsel der Facharztrichtung im Fall bestehender 
Bedarfsgebiete ausgedehnt, wobei Bedarfsfeststellung und Genehmigung des Antrags 
weiterhin durch die zuständige Stelle nach festzulegenden Kriterien erfolgen soll. 
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zu 2. c) Neben redaktionellen Änderungen werden Hinweise aus der Anhörung 
umgesetzt. Dies betrifft die Ergänzung eines einschlägigen abgeschlossenen Studiums als 
Äquivalent zur einschlägig abgeschlossenen Berufsausbildung. Die nähere Ausgestaltung 
und Festlegung von einschlägigen Studiengängen bzw. Studienrichtungen wird der 
Rechtsverordnung vorbehalten sein, wobei hier insbesondere Pflegestudiengänge und 
zukünftig Studiengänge von akademisierten Gesundheitsberufen in Betracht kommen. 
Zudem wird das Engagement für das Gemeinwohl neben den nunmehr konkret benannten 
Freiwilligendiensten durch die Aufnahme der aktiven Ausübung einer ehrenamtlichen 
Tätigkeit mit Bezug zum Medizinstudium gewürdigt. Hier kommen beispielsweise die 
ehrenamtliche Tätigkeit im Sanitäts- oder Rettungsdienst, bei der Freiwilligen Feuerwehr, 
beim Technischen Hilfswerk, in der Gesundheits- und Altenpflege und der Behindertenhilfe 
bei Wohlfahrtsverbänden und ihren Untergliederungen oder Religionsgemeinschaften in 
Betracht, wobei die nähere Ausgestaltung der Rechtsverordnung vorbehalten bleibt. 
Außerdem wird klargestellt, dass das strukturierte und standardisierte Auswahlverfahren in 
der zweiten Auswahlstufe gesprächsbasiert ist, d. h. neben standardisierten Gesprächen 
können auch Stationen und Simulationen zur Anwendung kommen. Insgesamt ist das 
Auswahlverfahren transparent darzustellen. 

zu 2. d) Es erfolgen redaktionelle Änderungen. 

zu 2. e) Der Evaluationsparagraph wurde im verschiedene Aspekte ergänzt. Mit Blick auf 
die Entwicklung der Bedarfsgebiete im Sinne einer Zu- oder Abnahme erfolgt eine 
Ergänzung als weiteres Evaluationskriterium. Zudem gibt sich der Landtag eine 
Selbstverpflichtung auf Basis der Evaluationsergebnisse im Jahr 2033 über das 
SächsLArztG erneut zu befinden, davon unberührt bleibt das Recht bereits im Vorfeld 
Änderungen vornehmen zu können, um auf kurzfristige Änderungsbedarfe reagieren zu 
können.  

zu 2. f) In Folge der Änderungen bei § 2 Absatz 1 Nummer 2 wird in der 
Verordnungsermächtigung klargestellt, dass Regelungen zur Zulassung der 
vertragsärztlichen Tätigkeit in Teilzeit aus besonderen sozialen, gesundheitlichen oder 
familiären Gründen getroffen werden können. 

 

zu 3.: Es erfolgen redaktionelle Änderungen sowie Klarstellungen mit Blick auf die 
konkreten Daten in der Übergangsvorschrift vor dem Hintergrund, dass das Gesetz am 
29. September in Kraft treten soll. 

 

zu 4.: Unter Beachtung des Starts des Wintersemesters 2021/22 wird das Inkrafttreten 
rückwirkend zum 29. September 2021 festgesetzt. 



ANLAGE 2
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